
Interview

Herr Dr. Gauweiler, reden wir über Demokratie
in Deutschland. „Wutbürger“ ist das Wort des
Jahres, SPD und Union kriseln, ein Grüner ist
Mi nisterpräsident in Baden-Württemberg. Was
ist hier los?
Die demokratischen Volksparteien waren

enorm wichtig für den aufbau der Bundesrepu-
blik nach 1949. Doch jetzt sind ihre strukturen
überlebt – wenn sie sich nicht öffnen. Denn
sonst sind sie Volksparteien gewesen. sie müs-
sen sich kontinuierlich für Kommunikation
öffnen. Nehmen sie nur ein Beispiel: Bei den
Primaries zu den letzten us-Präsidentschafts-
wahlen beteiligten sich rund 70 millionen
menschen an der Kandidaten-entscheidung
der Demokraten zwischen obama und Hillary
clinton. und in Deutschland? eine kleine
gruppe von Partei-Delegierten und funktio-
nären entscheidet über richtung und Personal
der deutschen regierungspolitik. Das halte ich
für einen fehler.

Mehr Demokratie wagen?
Das ist dringend geboten. spitzenkandidaten

sollten in mitgliederentscheidungen nominiert
werden. und große richtungsentscheide au -
ßerhalb der Parteien müssen der Bevölkerung
zur entscheidung vorgelegt werden – und zwar
zum frühestmöglichen zeitpunkt. Ich nenne
Ihnen ein lokales positives Beispiel: als sich in
münchen die großen rathaus-Parteien und die
beiden Bundesliga-Vereine (fc Bayern, tsV
1860 münchen – die red.) über den Neubau
eines 400 millionen euro teuren stadions einig
waren, wurde nicht sofort mit dem Bau begon-
nen, sondern dieser Beschluss wurde der Bevöl-
kerung zum Bürgerentscheid vorgelegt. Das

ergebnis war eindeutig positiv,  und das sta-
dion wurde gebaut. ein „stuttgart 21“ ist so
durch kluge plebiszitäre entscheidung vermie-
den worden. Demokratie lebt durch die aktive
Be teiligung der Bürger – das gilt für jedes groß-
projekt. wenn einem solchen von vorneherein
die zustimmung fehlt oder ein zehnjähriger
gang durch die Instanzen droht, sollte man es
grundsätzlich bleiben lassen.

Warum tut sich die Politische Klasse in Deutsch-
land so schwer mit Kommunikation und damit für
die Direkte Demokratie?
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„Plebiszitäre Demokratie 
ist selbstschutz“

Im gazette-Interview spricht der Bundestagsabgeordnete und frühere bayerische staatsminister
Dr. Peter gauweiler (csu) über wutbürger und Demokratie von unten, die Krise der Volkspar-
teien und die gefahren eines zentralistischen europas – und über erich Kästner und friedrich

Dürrenmatt. Das Interview führte rudolf schröck.
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wenn sich politische menschen, oder besser:
menschen in der Politik, von der lebenswirk-
lichkeit der Bevölkerung entfernen, werden sie
zur „Politischen Klasse“, also zu einer neuen
soziologischen gruppe. warum ist die aristo-
kratie abgelöst worden? weil das Bürgertum,
die Handwerker, die arbeiter der auffassung
waren, dass jeder „da oben“ zugang haben
muss, um mitbestimmen zu können – nicht nur
die adligen und der hohe Klerus. Das war die
geburtsstunde der Demokratie. Doch dieses
„Jedermann-Prinzip“ funktioniert nicht mehr.

Und warum ist das so?
weil die Politische Klasse zu einer eigenen

lebensform und zu einer eigenen Berufstätig-
keit geworden ist. Immer mehr Parlamentarier
lösen sich von ihrer bisherigen Berufswelt und
re präsentieren sie nicht mehr. Jede abwahl aus
dem Parlament wird folglich als existenzbe-
drohung empfunden. ein Parlamentarier als
Berufspolitiker ist folglich von seiner Partei ab-
hängig, auch existenziell. ursprünglich waren
die Diäten ja dazu da, den gewählten Volks-
vertreter unabhängig zu machen. Das ist mitt-
lerweile zu einem gift geworden. Der staats-
rechtler Hans Herbert von arnim hat nun
belegt, dass einzelne Bundestagsabgeordnete
von ihren fraktionen deutliche sonderdotatio-
nen bekommen, die zum teil das Doppelte ih-
rer nach dem Bundesgesetzblatt fest gelegten
Diäten ausmachen. eine solche par la men -
tarische realität bedingt natürlich abhängig-
keiten von der Politik. Ich gehöre zu der eher
kleinen gruppe von Parlamentariern, die einem
Beruf nachgehen wollen, als selbstständiger
rechtsanwalt. Ich lebe nicht von der Politik.

Das mag teilweise die Krise der Politischen Klasse
in Deutschland erklären, die Krise der Volkspar-
teien hat tiefergehende Gründe. Nehmen Sie nur
die SPD. Warum?
warum nur auf der sPD rumhauen? wir

haben in Deutschland zwei gestandene und ver-
dienstvolle Volksparteien, die sPD und die
cDu/csu, in der weimarer republik waren
es die sozialdemokratie und das zentrum – und
beide demokratischen Volkslager kriseln, nicht
erst seit der wahl in Baden-württemberg. ein
wesentlicher grund scheint mir zu sein, dass

diese Parteien dabei sind, ihre unverwechselba-
ren Identitäten zu verlieren. zurzeit sind beide
Parteien daran, mehr grün einzuspeisen. aber
im Vergleich zu den schwarzen und roten
Kopien hat es das grüne original leichter. Da
sind die grünen authentischer. wenn ein öko-
logisch gestimmter Bürger ein noch so großes
sPD-wahlkampfplakat auf der straße sieht
mit der schönen roten sonne und der aufschrift
„atomkraft? Nein danke!“, dann wird er wahr-
scheinlich denken: „stimmt, deshalb wähle ich
die grünen.“ also: Nur mit anbiederung
kommt man auf keinen grünen zweig.

Sind die Grünen die neue dritte, vielleicht sogar
zweite Kraft in Deutschland?
auch grüne Bäume wachsen nicht in den

Himmel. ob es bei den grünen so schnell geht
wie bei der fDP, weiß ich nicht. aber wieso
kam’s mit dem absturz der fDP dazu? Die li-
beralen sind bei der letzten Bundestagswahl
von den „steuer-wählern“ aller einkommens-
etagen gewählt worden. also von Bürgerinnen
und Bürgern, denen die steuerlast zu hoch war
und die den schwarzen eine steuersenkung
nicht zugetraut haben. aber die versprochene
steuersenkungs-Politik der fDP ist im Nichts
gelandet. Damit hat sie für ihre wähler die
glaubwürdigkeit verloren. eine – natürlich an-
ders gelagerte, aber genauso gewichtige – Iden-
titätsfrage wird auf die grünen zukommen –
in der energiepolitik wie bei „stuttgart 21“.
was setzen sie durch, und wo beginnen die
Kompromisse? Demokratie ist immer auch eine
frage der glaubwürdigkeit in der Praxis – die
haben die grünen noch vor sich.

Aber profitieren die Grünen nicht von einer Auf -
lösung klassischer Sozial-Milieus, auf der rechten
wie auf der linken Seite?
Ich finde die auflösung – oder wie ich lieber

sage: die entspannung – lange Jahre festgelegter
milieus nicht schlecht. Ich sage Ihnen das aus
eigener erfahrung. Ich bin jetzt 61 Jahre alt,
und vor gut 40 Jahren gab’s die studentenre-
volte und die außerparlamentarische opposi-
tion. Ich habe 1968 mitgemischt – aber auf sei-
ten des rcDs, der contras, wie wir uns nann-
ten. und denen standen der sDs und die aPo
gegenüber. wenn sie so wollen, zwei völlig
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konträre milieus mit einem starken willen zum
gegenseitigen missverständnis und einer gewis-
sen grund-aggressivität – übrigens auf beiden
seiten. und heute? Die situation ist gelöster
und entspannter geworden. Ich rede gerne mit
einem linken, wenn er argumente hat. und
umgekehrt reden sie ja auch ganz gern mit mir,
wie in diesem Interview. es ist wie in einem
guten schachspiel.

1968 ist Geschichte. „Stuttgart 21“, die Anti-
AKW-Bewegung und die „Wutbürger“ nicht.
Kommt eine neue Außerparlamentarische Opposi-
tion?
Da habe ich hinsichtlich des gangs der

geschichte meine Bedenken. wutbürger von
links oder von rechts gab’s schon immer. Darü-
ber können sie einen Besinnungsaufsatz schrei-
ben, beginnend im Hochmittelalter.     

Bleiben wir bei der Gegenwart. Demokratie geht
vom Volk aus. Aber sie braucht auch charismati-
sche Demokraten in der Politik. Fehlen die heute?
Ich habe einmal vom typus des „resopal-Po-

litikers“ gesprochen, also dem allzu angepassten
und dem glatten. und dieser Politiker-typus,
abwischbar wie eine resopal-Platte, ist allerorten
vorhanden. wenn wir im suchflugzeug über
union und sPD fliegen, hätten sie und ich da
einige ganz schnell im Blickfeld. Dieser typus
von Politikern ist gefährlich für die Demokratie.
warum? weil die Bürgerinnen und Bürger in
demokratischen Politikern auch Kämpfer für
ihre Definition des öffentlichen Interesses sehen
wollen, die für ihre überzeugung einstehen,
auch wenn’s manchmal wehtut. Die nach einer
Niederlage wieder aufstehen – wie ein guter
fußballspieler. Natürlich weiß ich, dass man
vorsichtig sein sollte beim lob von charisma-
tikern, ganz speziell in Deutschland.

Das müssen Sie erklären.
Ich erkläre es Ihnen mit erich Kästner und sei-

nem gedicht Das Führerproblem, genetisch
betrachtet. es geht so:

„als gott am ersten wochenende
die welt besah, und siehe, sie war gut,
da rieb er sich vergnügt die Hände. 
Ihn packte eine art übermut.

er blickte stolz auf seine erde
und sah tuberkeln, standard oil und waffen.
Da kam aus Deutschland die Beschwerde:
‚Du hast versäumt, uns führer zu erschaffen!‘
gott war bestürzt. man kann’s verstehn.
‚mein liebes deutsches Volk‘, schrieb er zurück,
‚es muss halt ohne führer gehn.
Die schöpfung ist vorbei. grüß gott. Viel 
glück.‘
Nun standen wir mit ohne da,
der weltgeschichte freundlichst überlassen.
und: alles, was seitdem geschah,
ist ohne diesen Hinweis nicht zu fassen.“

Wenn die Gefahr für die Demokratie nicht von
Führern ausgehen darf, von wem geht sie dann
aktuell aus?
Ich sehe eine Hauptgefahr für unsere Demo-

kratie in einem dirigistischen und zentralisier-
ten europäischen super-staat, sozusagen dem
entstehen eines zentralkomitees in Brüssel. Je
größer dieses erdteil-gebilde mit zentralisti-
schen legislativen und exekutiven funktionen
wird, das uns staatlicherseits überwölbt, umso
geringer sind die mitwirkungsmöglichkeiten
der einzelnen menschen. In dieser – polemisch
gesprochen – „Verameisung des Individuums“
sehe ich, erst recht im gefolge der globalisie-
rung, eine große gefahr der entfremdung, der
entdemokratisierung und der Politikverdros-
senheit. Die unifizierung europas darf nicht
auf Kosten vor allem der mitwirkungsmöglich-
keiten seiner Bürger passieren. und diese ten-
denz macht mir sorge.

Deutschland ebenso wie die Europäische Union
sind Institutionen rechtsstaatlicher Verfassungen.
Bei möglichen Fehlentwicklungen können Sie bis
in die höchste Gerichtsbarkeit den Klageweg
beschreiten. Das tun Sie doch auch, wenn es sein
muss?
Das ist richtig. Das Bundesverfassungsgericht

in Karlsruhe ist sozusagen unser tahrir-Platz,
wo wir unsere freiheitsvorstellungen und ein-
sprüche zum ausdruck bringen können. Doch
entscheidend muss sein, dass wir überall in
europa eine lebendige Demokratie brauchen.
Das wichtigste – für linke wie für Konserva-
tive – ist, Kompetenzen nach unten zu verla-
gern. Plebiszitäre Demokratie ist selbstschutz.
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sie immer einzufordern und auszubauen ist die
aufgabe von gegenwart und zukunft. ein
zweites element ist die sicherung der föderali-
sierung in europa wie in den Nationalstaaten.
Die sicherung regionaler strukturen, Kultu-
ren, sprachen ist übrigens kein „rechter“
gedanke, sondern er kommt eher von links.
Denken sie an den Kampf von Katalanen oder
Basken um Demokratie und autonomie. Ich
persönlich halte es mit dem schriftsteller fried-
rich Dürrenmatt, der sein leben lang gegen
spießertum und Provinzialisierung in seiner
schwyzerischen Heimat polemisiert hat. aber
am ende seines lebens hat er den satz geschrie-
ben: „Die welt wird entweder untergehen –
oder verschweizern. Ich bin für letzteres.“

Die Schweiz als Retterin der europäischen Demo-
kratie?
zumindest als ordnungssystem freiheitlicher

Kantone. Jede Demokratie in europa hat ihre
eigenen wurzeln und ihre eigene geschichte.
Darauf lege ich als Bayer auch großen wert.
gerade von modellen schweizerischer Volks-
abstimmungen kann man lernen – und sie sind
besser als die autoritären regimes und Diktatu-
ren jeder Prägung, die alle in Kriegen  und Kata-
strophen endeten.

• Weil Ihr Kind verpflichtet wird, an die anderen   

 zu denken.

• Weil wir uns hier gegenseitig bestärken, ein-  

 ander zu vertrauen.

• Weil alle ermutigt werden, die Freiheit des   

 Einzelnen in unserer Gemeinschaft zu schützen.

• Weil wir den Widerspruch erwarten.

• Weil wir uns zur Einübung von Pflichten   

 bekennen, denn nur so lernt der Mensch   

 Bindungen einzugehen.

•  Weil wir im Interesse unserer Schüler auch   

 dem Machtmissbrauch beherzt entgegentreten.

•  Weil wir den Mut haben, miteinander 

 fröhlich zu sein. 

ein unbequemer – fröhlicher Ort

INTENSIVE BERATUNG UND VORBEREITUNG 
auf den Übertritt ins Gymnasium. 
Langjährige und gute Erfahrung mit Ein- und 
Umschulungen.

Pf ings t rosens t raße 73     •     81377 München
Telefon 089/ 78 07 07- 0 • Telefax 089/ 78 07 07-10

www.derksen-gym.de
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Dr. Peter gauweiler, geboren 1949 in münchen, ist ein
Querdenker in seiner Partei, der bayerischen csu. Der frü-
her als Hardliner in der Innen- und rechtspolitik oft kriti-
sierte Konservative war (neben seinem unions-fraktions-
Kollegen willy wimmer) der einzige in der cDu/csu-
Bundestags-fraktion, der kontinuierlich gegen die militäri-
schen auslands-aktionen der usa, der Nato und der deut-
schen Bundeswehr zu felde zog und sie kritisierte. In einem
offenen Brief an die unions-Bundestagsfraktion schrieb
gauweiler im Jahr 2003: „sowohl die Intervention der usa
im Irak als auch die Bombardierung Jugoslawiens und seiner
Hauptstadt Belgrad durch die Nato geschah ohne mandat
der Vereinten Nationen. Dies ist von der deutschen Völker-
rechtslehre zutreffend und mit Nachdruck als völkerrechts-
widrig bewertet worden.“ gegen den Beschluss des Bundes-
tages vom 9. märz 2007, die Nato-truppen in afghanistan
durch den einsatz von tornado-flugzeugen zu unterstützen,
reichte gauweiler (zusammen mit willy wimmer) eine
Klage beim Bundesverfassungsgericht ein, da der tornado-
einsatz nicht im einklang mit dem Nato-Vertrag, dem uN-
Völker recht und dem deutschen grundgesetz stehe. Im ok-
tober 2008 stimmte gauweiler im Deutschen Bundestag
(gegen die mehrheit aus cDu/csu, fDP, sPD und grü-
nen) gegen die fortführung des einsatzes deutscher streit-
kräfte in der Internationalen sicherheitsunterstützungstruppe
(Isaf) in afghanistan. ebenfalls im Bundestag gehörte gau-
weiler in seiner fraktion zu einer „radikalen minderheit“
(von insgesamt vier unions-abgeordneten), die gegen die
einführung der Vorrats-Datenspeicherung votierte. 
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